
2. Be iblatt Beiblatt zur Parlam~ntskorrespondenz 7. Dezember 1960 

Ein2 von den Abgeordneten Dr. van Ton gel QUd Genossen betreffend 

Novellierung des Gesetzes über die finanzielle Hilfeleistung an spätheimkehrer 

eingebrachte Anfrage beantwortet Bundesminister für soziale Verwaltung 

Pro k s c h im Einvernehmen mit dem BQUdesminister für Finanzen wie folgt: 

"Zur Vorberatung des Komplexes der EntschädigQUgsgesetzgebQUg wurde b~im 

Bundesministerium für Finanzen ein parlamentarischer Ausschuss bestehend aus 

8 Mitgliedern eingesetzt. Dieser Ausschuss hat auch den Entwurf eines Bundes-

gese tzes über finanzie 11e EilfeIe istungen an Spä the imkehrer bera ten, der vom 

Nationalrat am 25. Juni 1958 zum Beschluss erhoben und im Bundesgesetzblatt 

unter Nummer 128/1958 kundgemacht wurde. Mit diesem Bundesgesetz wurden finan­

zielle Hi:~feleistungen an Personen vorgesehen, die infolge langdauernder Kriegs­

gefangenschaft oder einer, durch eine ausländische Macht aus politischen oder 

militärIschen Gründen veranlassten Anhaltung in ihrer Existenz geschädi~t wurden. 

Al::;; Stichtag der He:irr.kehr wurde der 1. Mai 1949 festgesetzt. Hiefür war insbesondert: 

die Erwägung massgebend, dass nur solche Personen einer En tschädigung teilhaftig 

werden sollten, die Gine be sonders lange Zei t dGr Kriegsgefangenschaft (Anhaltung)" 

durchzumachen hatten und aus diesem Grunde von der E ingliederlmg in das Wirt,­

schaftsleben und damit von der Teilnahme am wirtschaftlichen Aufsch;mng Ös ter­

reichs 3usgi3schlo,ssen waren. 

Bei Anwe~dung des Gesetzes haben sich gewisse Härten ergeben, weil einzelne 

kleinere Personengruppen nach dem Wortlaut des Gesetzes ,keinen Anspruch a,uf die 

finanzielle Hilfeleistung geltend machen konnten. Auf diesen Umstand hat sowohl 

der Österreichische Heimkehrerverband als auch der Flüchtlingsbeirat beim Bundes­

ministerium für Innere s hingewie sen. Sowei t die B,jsei tigQUg die ser Härten auf 

administrativem Wege möglich war 9 habe ich die notwendigen Anordnungen getroffen. 

Ich bin gernebereit 9 den Wünsch auf Novellierung des g~genständlichen 

." Gesetzes im Sinne der Anfrage dem p:! rlamentarischen Ausschuss zur Kenntnis zu 

bringen." 
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